
u Öffentliche Bekanntmachung gem. Art. 68
Abs. 2 Satz 4 Bayer. Bauordnung (BayBO)

Das Landratsamt Starnberg hat am 08.07.2013
eine Baugenehmigung für die Nutzungsänderung
von Ladenräumen in Kinderkrippe auf dem Grund -
stück Fl. Nr. 20 sowie Errichtung eines Kinderspiel -
platzes auf dem Grundstück Fl. Nr. 22 der Gemar -
kung Pöcking, Starnberger Str. 1 bzw. Hauptstraße 1,
82343 Pöcking, erteilt. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines
Monats nach seiner Bekanntgabe Klage bei dem
Bayerischen Verwaltungsgericht München in 80005
München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43,
Hausanschrift: Bayerstraße 30, schriftlich oder zur
Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäfts -
stelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage
muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern)
und den Gegenstand des Klagebegehrens be -
zeich nen und soll einen bestimmten Antrag ent-
halten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen
und Beweismittel sollen angegeben, der angefoch-
tene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift
beigefügt werden. Der Klage und allen Schrift -
sätzen sollen Abschriften für die übrigen Betei -
ligten beigefügt werden. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die
Zustellung des Bescheides mit dem Tag der Be -
kanntmachung als bewirkt gilt (Art. 66 Abs. 2 Satz 6
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BayBO). Durch das Gesetz zur Änderung des Ge -
setzes zur Ausführung der Verwaltungsge richts ord -
nung vom 22.06.2007 (GVBl S. 390) wurde das
Widerspruchsverfahren im Bereich des Baurechts
abgeschafft. Es besteht keine Möglichkeit, gegen
diesen Bescheid Widerspruch einzulegen. Die
Klageerhebung in elektronischer Form (z.B. durch
E-Mail) ist unzulässig. Kraft Bundesrechts ist bei
Rechtsschutzanträgen zum Verwaltungsgericht seit
01.07.2004 grundsätzlich ein Gebührenvorschuss
zu entrichten. Der Vorgangsakt zur Baugeneh mi -
gung kann im Landratsamt –Kreisbauamt–
Zimmer 269, nach vorheriger telefonischer
Anmeldung (Tel. 08151/148 456) eingesehen
werden

Landratsamt Starnberg – Karl Roth, Landrat

Bekanntmachungen der Stadt Starnberg

u 5. Änderung des Bebauungsplans Nr. 8028;
Oberer Seeweg zwischen Am Wiesengrund
und Bahnlinie, Gemarkungen Söcking und
Starnberg

Der Bau- und Umweltausschuss hat in seiner Sit -
zung am 20.06.2013 die Aufstellung dieses Bebau -
ungsplans beschlossen, was hiermit ortsüblich be -
kannt gemacht wird (§ 2 Abs. 1 des Baugesetz -
buches). Der Geltungsbereich kann dem untenste-
henden Lageplan entnommen werden.

Die Bebauungsplanaufstellung erfolgt mit dem Ziel
der Wahrung des Gebietscharakters, der Berück -
sichtigung der Lage am Ortsrand sowie der Ge -
währ leistung einer wirksamen Ortsrandeingrünung
insbesondere durch

-    Festsetzung eines jeweils großzügigen Bau -
raums für ein Einzelhaus auf den betroffenen
Grundstücken bzw. Grundstücksteilen unter
der Maßgabe der Schonung des Baumbe -
standes,

-    Begrenzung der Anzahl der Wohnungen je
Wohngebäude,

-    Festsetzung einer großzügigen Vorgartenzone,
die von baulichen Anlagen freizuhalten ist,

-    Festsetzung eines Pflanzgebots innerhalb der
Vorgartenzone,

-    Festsetzung der Grund- und Geschossfläche
unter Berücksichtigung moderner Wohnraum -

Fortsetzung nächste Seite       >>>

u Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 8192
für das Gebiet nördlich der Leopoldstraße,
Gemarkung Starnberg, als Bebauungsplan der
Innenent wick lung im beschleunigten Verfahren
gemäß § 13 a des Baugesetzbuches

Der Bau- und Umweltausschuss hat in seiner
Sitzung am 04.07.2013 die Aufstellung dieses
Bebauungs plans beschlossen, was hiermit ortsüb-
lich bekannt gemacht wird (§ 2 Abs. 1 des Bau -
gesetz buches). Der Geltungsbereich kann dem
obenstehenden Lageplan entnommen werden.

Der Bebauungsplan verfolgt das Ziel, den Gebiets -
charakter durch die Steuerung der baulichen Dichte
und Höhe der Gebäude zu erhalten, dies insbe-
sondere durch

•    Festsetzung einer Mindestgrundstücksgröße
von 1.200 m²

•    Festsetzung von je einem Bauraum pro Grund -
stück im Regelfall mit folgenden städtebauli-
chen Eckdaten:

     • Zulässige Grundfläche maximal 225 m²,
zulässige Geschossfläche maximal 580 m²

     • Zulässige Wandhöhe talseitige maximal 9 m
     • maximal 3 zulässige Wohnungen je Wohnge -

bäude
     • Beschränkung der zulässigen Dachform auf

Sattel- und Walmdächer
     • ggf. Festsetzung von Abweichungen und

Differenzierungen bei der Grund- und Ge -
schoss fläche, Wandhöhe und Anzahl der
Wohnungen bei abweichendem Gebäude -
bestand, um diesen zu sichern

Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Ver -
fahren nach § 13 a des Baugesetzbuches aufge-
stellt, weshalb von der Durchführung einer Um -
weltprüfung nach § 2 Abs. 4 des Baugesetz -
buches abgesehen wird. Sobald der Bebauungs -
plan entwurf vorliegt, wird dies wiederum bekannt
gemacht und Möglichkeit zur Stellungnahme und
Erörterung gegeben.

Starnberg, 11.07.2013

Stadt Starnberg – F. Pfaffinger, Erster Bürgermeister

Bekanntmachung der Gemeinde Gilching

u Vollzug § 13 Abs. 3 Gutachterausschuss V;
Öffentliche Bekanntmachung der Bodenricht -
wert liste des Landkreises Starnberg für den
Ermittlungszeitraum Jan. 2011 bis Dez. 2012,
zum Stichtag 31.12.2012

Vom Gutachterausschuss beim Landkreis Starn -
berg wurde der Gemeinde Gilching die Boden -

ansprüche sowie
-    Begrenzung der maximal zulässigen Gebäude -
höhe auf ein der Lage am Ortsrand entspre-
chendes, verträgliches Maß

Sobald der Bebauungsplanentwurf vorliegt, wird
dies wiederum bekannt gemacht und Möglichkeit
zur Stellungnahme und Erörterung gegeben.

Starnberg, 11.07.2013

Stadt Starnberg – F. Pfaffinger, Erster Bürgermeister

Umgriff Bebauungsplan Nr. 8028, 5. Änderung

INHALT:

t Öffentliche Bekanntmachung gem. Art. 68 Abs. 2
Satz 4 Bayer. Bauordnung (BayBO)

t 5. Änderung des Bebauungsplans Nr. 8028;
Oberer Seeweg zwischen Am Wiesengrund
und Bahnlinie, Gemarkungen Söcking und
Starnberg

t Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 8192 für
das Gebiet nördlich der Leopoldstraße, Gemar -
kung Starnberg, als Bebauungsplan der Innen -
ent wick lung im beschleunigten Verfahren ge -
mäß § 13 a des Baugesetzbuches

t Vollzug § 13 Abs. 3 Gutachterausschuss V;
Öffentliche Bekanntmachung der Bodenricht -
wert liste des Landkreises Starnberg für den
Ermittlungszeitraum Jan. 2011 bis Dez. 2012,
zum Stichtag 31.12.2012 in der Gemeinde
Gilching

t Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 83
„Bachhausen-Ost“ in der Gemeinde Berg

t Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 9
„Bachhausen Nordost – Martelsäcker“ 
3. Änderung in der Gemeinde Berg

t Inkrafttreten der Einbeziehungssatzung nach 
§ 34 (4) Nr. 3 BauGB für eine Teilfläche des
Grund stücks Fl.Nr. 869/9, Gemarkung
Höhenrain, Falkenweg

t Verbandsversammlung/Werkausschuss-Sitzung
des Abfallwirtschaftsverbandes Starnberg am
24.07.2013

t Haushaltssatzung mit Wirtschaftsplan des
Zweckverbandes Großräumige Wasserver -
sorgung Landkreis Starnberg für das Haus -
haltsjahr 2013
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richt wertliste für den Ermittlungszeitraum Januar
2011 bis Dezember 2012 übersandt. Die Boden -
richt wertliste liegt in der Zeit vom 17.07.2013 bis
23.08.2013 bei der Gemeinde Gilching – Bau -
amt –, Rudolf-Diesel-Str. 5 / I, Zimmer Nr. 5,
während der allgemeinen Öffnungszeiten zur
Einsichtnahme aus. Wir weisen darauf hin, dass
von der Geschäftsstelle des Gutachteraus schus -
ses Auskunft über die Bodenrichtwertliste verlangt
werden kann.

Gilching, 04.07.2013

Gemeinde Gilching – M. Walter, Erster Bürgermeister

Bekanntmachungen der Gemeinde Berg

Rein nachrichtlich und lediglich in Ergänzung zur
amtlichen Bekanntmachung an den Anschlagtafeln
informiert die Gemeinde Berg über die Änderung
des Flächennutzungsplanes und über die Ände -
rung oder Aufstellung von Bebauungsplänen im
Amtsblatt des Landkreises Starnberg.

u Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 83
„Bachhausen-Ost“

Der Gemeinderat von Berg hat in seiner Sitzung
am 02.07.2013 den Bebauungsplan Nr. 83 „Bach -
hausen-Ost“ gemäß § 10 Baugesetzbuch und
Art. 81 Bayeriche Bauordnung als Satzung be -
schlos sen und die vorliegende Begründung ein -
schließlich Um weltbericht und die zusammenfas-
sende Er klärung gebilligt.

Der Bebauungsplan Nr. 83 „Bachhausen-Ost“
kann somit in Kraft gesetzt werden.

Der Bebauungsplan besteht aus Festsetzungen
durch Zeichnung und Schrift. Eine Begründung
einschließlich Umweltbericht und eine zusammen-
fassende Erklärung sind beigefügt. Der Geltungs -
bereich des Bebauungsplans ist aus dem unten-
stehenden Übersichtsplan ersichtlich.

Bekanntmachungsanordnung

Der Satzungsbeschluss des Gemeinderates von
Berg vom 02.07.2013 zum Bebauungsplan Nr. 83
„Bachhausen-Ost“ wird hiermit öffentlich bekannt-
gemacht. Mit dieser Bekanntmachung, die anstel-
le der sonst für Satzungen vorgeschriebenen Ver -
öffentlichung tritt, tritt  der Bebauungsplan gemäß
§ 10 Abs. 3 Baugesetzbuch in Kraft. Der Bebau -
ungsplan und die Begründung einschließlich Um -
weltbericht sowie die zusammenfassende Er -
klärung können ab dem Tag dieser Bekanntma -
chung im Rathaus von Berg, Ratsgasse 1, 82335
Berg während der Dienststunden von jedermann
eingesehen werden. Über den Inhalt des Bebau -
ungsplanes wird auf Verlangen Auskunft erteilt.

Hinweis auf die Voraussetzungen für die Gel -
tend machung der Verletzung von Verfahrens-
und Form vorschriften und von Mängeln der
Abwägung sowie die Rechtsfolgen nach § 215
Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) 

Gemäß § 215 Abs. 1 des Baugesetzbuches
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom
23.09.2004 (BGBl. I S.2414) zuletzt geändert durch
Gesetz vom 11.06.2013 (BGBl. I S. 1548) m.W.v.
21.06.2013 werden unbeachtlich

1.   eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3
BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften

2.   eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und
des Flächennutzungsplanes und

3.   nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche
Mängel des Abwägungsvorgangs

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Be -
kannt machung des Flächennutzungsplans oder
der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde
Berg unter Darlegung des die Verletzung begrün-
denden Sachverhalts geltend gemacht worden
sind. § 215 Abs. 1 Satz 1 BauGB gilt entspre-
chend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB
beachtlich sind.

ab dem Tag dieser Bekanntmachung im Rathaus
von Berg, Ratsgasse 1, 82335 Berg während der
Dienststunden von jedermann eingesehen wer-
den. Über den Inhalt des Bebauungsplanes wird
auf Verlangen Auskunft erteilt.

Hinweis auf die Voraussetzungen für die Gel -
tendmachung der Verletzung von Verfahrens-
und Formvorschriften und von Mängeln der
Abwägung sowie die Rechtsfolgen nach § 215
Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB)

Gemäß § 215 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004
(BGBl. I S.2414) zuletzt geändert durch Gesetz
vom 11.06.2013 (BGBl. I S. 1548) m.W.v. 21.06.2013
werden unbeachtlich

1.   eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3
BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften

2.   eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und
des Flächennutzungsplanes und

3.   nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche
Mängel des Abwägungsvorgangs

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Be -
kannt machung des Flächennutzungsplans oder
der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde
Berg unter Darlegung des die Verletzung begrün-
denden Sachverhalts geltend gemacht worden
sind. § 215 Abs. 1 Satz 1 BauGB gilt entspre-
chend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB
beachtlich sind.

Hinweise auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3
und 4 des Baugesetzbuches

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
des Baugesetzbuches (BauGB) über die Geltend -
machung etwaiger Entschädigungsansprüche nach
den §§ 39 bis 42 BauGB und des § 44 Abs. 4 BauGB
über das Erlöschen der Entschädigungsansprüche
bei nicht fristgemäßer Geltendmachung wird hin-
gewiesen. Die Verletzung solcher Verfahrens- und
Formvorschriften kann bei der Gemeinde Berg,
Bauamt (Zimmer 14), Ratsgasse 1, 82335 Berg
geltend gemacht werden.

Berg, 03.07.2013

Gemeinde Berg – R. Monn, Erster Bürgermeister

Hinweise auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3
und 4 des Baugesetzbuches

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
des Baugesetzbuches (BauGB) über die Geltend -
machung etwaiger Entschädigungsansprüche nach
den §§ 39 bis 42 BauGB und des § 44 Abs. 4
BauGB über das Erlöschen der Entschädigungs -
ansprüche bei nicht fristgemäßer Geltendmachung
wird hingewiesen. Die Verletzung solcher Verfah -
rens- und Formvorschriften kann bei der Gemein -
de Berg, Bauamt (Zimmer 14), Ratsgasse 1,
82335 Berg geltend gemacht werden.

Berg, 03.07.2013

Gemeinde Berg – R. Monn, Erster Bürgermeister

u Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 9
„Bachhausen Nordost – Martelsäcker“ 3. Än -
de rung

Der Gemeinderat von Berg hat in seiner Sitzung
am 02.07.2013 den Bebauungsplan Nr. 9 „Bach -
hausen Nordost – Martelsäcker“ 3. Änderung ge -
mäß § 10 Baugesetzbuch und Art. 81 Bayeriche
Bauordnung als Satzung beschlossen und die vor-
liegende Begründung einschließlich Umwelt be richt
und die zusammenfassende Erklärung gebilligt.

Der Bebauungsplan Nr. 9 „Bachhausen Nordost –
Martelsäcker“ 3. Änderung kann somit in Kraft
gesetzt werden.

Der Bebauungsplan besteht aus Festsetzungen
durch Zeichnung und Schrift. Eine Begründung ein -
schließlich Umweltbericht und eine zusammenfas-
sende Erklärung sind beigefügt.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans ist aus
dem untenstehenden Übersichtsplan ersichtlich.

Bekanntmachungsanordnung

Der Satzungsbeschluss des Gemeinderates von
Berg vom 02.07.2013 zum Bebauungsplan Nr. 9
„Bachhausen Nordost–Martelsäcker“ 3. Änderung
wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. Mit dieser
Bekanntmachung, die anstelle der sonst für Sat -
zun gen vorgeschriebenen Veröffentlichung tritt,
tritt  der Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 3
Baugesetzbuch in Kraft. Der Bebauungsplan und
die Begründung einschließlich Umweltbericht
sowie die zusammenfassende Erklärung können

Fortsetzung nächste Seite       >>>
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BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und
des Flächennutzungsplanes und

3.   nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche
Mängel des Abwägungsvorgangs

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Be -
kannt machung des Flächennutzungsplans oder
der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde
Berg unter Darlegung des die Verletzung begrün-
denden Sachverhalts geltend gemacht worden
sind. § 215 Abs. 1 Satz 1 BauGB gilt entspre-
chend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB
beachtlich sind.

Hinweise auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3
und 4 des Baugesetzbuches

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
des Baugesetzbuches (BauGB) über die Geltend -
machung etwaiger Entschädigungsansprüche nach
den §§ 39 bis 42 BauGB und des § 44 Abs. 4
BauGB über das Erlöschen der Entschädigungs -
ansprüche bei nicht fristgemäßer Geltendmachung
wird hingewiesen. Die Verletzung solcher Verfah -
rens- und Formvorschriften kann bei der Gemein -
de Berg, Bauamt (Zimmer 14), Ratsgasse 1,
82335 Berg geltend gemacht werden.

Berg, 03.07.2013

Gemeinde Berg – R. Monn, Erster Bürgermeister

Bekanntmachung des Zweckverbandes für
Abfallwirtschaft im Landkreis Starnberg 

u Verbandsversammlung/Werkausschuss-
Sitzung am 24.07.2013

Die nächste Verbandsversammlung/Werk aus -
schuss-Sitzung des Abfallwirtschaftsverbandes
Starnberg findet am Mittwoch, dem 24.07.2013,
um 10:00 Uhr, im Sitzungssaal des AWISTA,
Moosstraße 5, 3. Stock, 82319 Starnberg statt.

– Tagesordnung –

I.    Öffentliche Sitzung

1.   Bekanntgabe der in den letzten nichtöffentli-
chen Sitzungen gefassten Beschlüsse

2.   Informationen des Verbandsvorsitzenden 
3.   Daten und Zahlen der Abfallwirtschaft im
Landkreis Starnberg 2012

4.   Jahresabschluss 2012
     4.1  Bericht über das Geschäftsjahr 2012 sowie

Vorlage des geprüften Jahresabschlusses
auf den 31.12.2012 mit Lagebericht 2012

     4.2 Stellungnahme zum Bericht der örtlichen
Vorprüfung des Jahresabschlusses 2012

     4.3 Feststellung des Jahresabschlusses 2012
und Verwendung des Jahresüberschusses

     4.4 Entlastung des Verbandsvorsitzenden und
der Werkleitung für das Wirtschaftsjahr
2012

5.   Jahresabschluss 2013
     5.1  Bestellung des Abschlussprüfers
     5.2 Bestellung der örtlichen Rechnungs prü -

fung
6.   Halbjahresbericht zum Wirtschaftsjahr 2013
7.   Verschiedenes

II.  Nicht öffentliche Sitzung 

Starnberg, 11.07.2013

Zweckverband für Abfallwirtschaft im Landkreis
Starnberg – Peter Flach, Verbandsvorsitzender

Bekanntmachung des Zweckverbandes
Großräumige Wasserversorgung Landkreis
Starnberg

u Haushaltssatzung mit Wirtschaftsplan des
Zweckverbandes Großräumige Wasserver sor -
gung Landkreis Starnberg für das Haushalts -
jahr 2013

Aufgrund der Art. 40 Abs. 1 und Abs. 2 sowie
Art. 26 Abs. 1 KommZG in Verbindung mit Art. 63 ff.
GO erlässt der Zweckverband Großräumige Was -
ser versorgung Landkreis Starnberg folgende

Haushaltssatzung

§ 1

Der als Anlage beigefügte Wirtschaftsplan für das
Wirtschaftsjahr 2013 wird hiermit festgesetzt:

I.    Der Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr
2013 schließt mit

     a) im Erfolgsplan
     Erträgen: 1.158.400 €

     Aufwendungen: 1.305.760 €

     b) im Vermögensplan
     Einnahmen: 1.983.771 €

     Ausgaben: 1.983.771 €

II.   Eine Kreditaufnahme ist für 2013 nicht vorge-
sehen.

III.  Verpflichtungsermächtigungen werden nicht
veranschlagt.

IV.  Ein Stellenplan entfällt, da der Zweckverband
keine hauptamtlichen Bediensteten hat.

V.   Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur recht-
zeitigen Leistung von Ausgaben nach dem
Wirtschaftsplan wird auf 50.000 Euro festge-
setzt.

§ 2

Diese Haushaltssatzung tritt am 01. Januar 2013 in
Kraft.

Die Haushaltssatzung und der Wirtschaftsplan für
das Haushaltsjahr 2013 liegen während des gan -
zen Jahres innerhalb der allgemeinen Geschäfts -
zeiten beim Zweckverband Großräumige Wasser -
versorgung Landkreis Starnberg in Herrsching,
Mitterweg 3, zur Einsicht bereit.

Herrsching, 27.06.2013

Zweckverband Großräumige Wasserversorgung
Landkreis Starnberg –
Michael Muther, Verbandsvorsitzender

Gemarkung Höhenrain, Falkenweg wird hiermit
öffentlich bekanntgemacht. Mit dieser Bekannt ma -
chung, die anstelle der sonst für Satzungen vorge-
schriebenen Veröffentlichung tritt, tritt die Ein be -
zie hungssatzung gemäß § 10 Abs. 3 Bauge setz -
buch in Kraft. Die Einbeziehungssatzung und die
Begründung sowie die zusammenfassende Erklä -
rung können ab dem Tag dieser Bekanntmachung
im Rathaus von Berg, Bauamt (Zimmer 14),
Rats gasse 1, 82335 Berg während der Dienst -
stunden von jedermann eingesehen werden. Über
den Inhalt der Einbeziehungssatzung wird auf
Verlan gen Auskunft erteilt.

Hinweis auf die Voraussetzung für die Geltend -
machung der Verletzung von Verfahrens- und
Formvorschriften und von Mängeln der Abwä -
gung sowie die Rechtsfolgen nach § 215 Abs. 1
des Baugesetzbuches (BauGB)

Gemäß § 215 Abs. 1 des Baugesetzbuches
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom
23.09.2004 (BGBl. I S.2414) zuletzt geändert durch
Gesetz vom 11.06.2013 (BGBl. I S. 1548) m.W.v.
21.06.2013 werden unbeachtlich

1.   eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3
BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften

2.   eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2

u Inkrafttreten der Einbeziehungssatzung
nach § 34 (4) Nr. 3 BauGB für eine Teilfläche
des Grund stücks Fl.Nr. 869/9, Gemarkung
Höhenrain, Falkenweg

Der Gemeinderat von Berg hat in seiner Sitzung
am 02.07.2013 die Einbeziehungssatzung für eine
Teilfläche des Grundstücks Fl.Nr. 869/9, Gemar -
kung Höhenrain, Falkenweg gemäß § 10, § 34
Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 Baugesetzbuch und Art. 81
Bayerischer Bauordnung als Satzung beschlossen
und die vorliegende Begründung und die zusam-
menfassende Erklärung gebilligt.

Die Einbeziehungssatzung kann somit in Kraft
gesetzt werden.

Die Einbeziehungssatzung besteht aus Festset -
zungen durch Zeichnung und Schrift. Eine Begrün -
dung und eine zusammenfassende Erklärung sind
beigefügt.

Der Geltungsbereich der Einbeziehungssatzung ist
in dem obenstehendem Übersichtsplan darge-
stellt.

Bekanntmachungsanordnung

Der Satzungsbeschluss des Gemeinderates von
Berg vom 02.07.2013 zur Einbeziehungssatzung
für eine Teilfläche des Grundstücks Fl.Nr. 869/9,

Einfach mehr Service!

Landratsamt Starnberg  • Strandbadstraße 2  • 82319 Starnberg • Telefon 08151 148 -148
buergerservice @ LRA-starnberg.de  • www.landkreis-starnberg.de

Besuchen Sie unseren BürgerService 
im Landratsamt Starnberg. Für zahlreiche 
Dienst leistungen steht Ihnen unser Team von 
Montag bis Donnerstag von 7 bis 18 Uhr
und am Freitag von 7 bis 16 Uhr zur Verfügung. 

Mehr Informationen über den BürgerService 
erhalten Sie beim Landratsamt Starnberg oder
im Internet unter www.landkreis-starnberg.de
Das Team des BürgerService freut sich auf Ihren
Besuch.

Kurzzeitpflege

Das Landratsamt Starnberg – Fach bereich
Sozialwesen – bietet Informations material über
Kurzzeitpflege einrichtungen an. 
Telefon 08151 148 -238
www.lk-starnberg.de / kurzzeitpflege
Landratsamt Starnberg
Strandbadstraße 2 • 82319 Starnberg

Bayerische Ehrenamtskarte 
für den Landkreis Starnberg

Jetzt beantragen!
Informationen und Anträge unter:
www.lk-starnberg.de/ehrenamtskarte
Ansprechpartnerin:
Christine Metz
Tel.: 08151 148-392
ehrenamt@lra-starnberg.de

Landratsamt Starnberg
Strandbadstraße 2 • 82319 Starnberg
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